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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Volkmar Halbleib, Ruth Wald-
mann, Angelika Weikert, Günther Knoblauch, Ha-
rald Güller, Dr. Herbert Kränzlein, Doris Rauscher, 
Reinhold Strobl, Arif Tasdelen, Klaus Adelt SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 
hier: Sonderinvestitionsprogramm Barrierefreiheit 
 (Kap. 10 05 neue TG) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Zur Realisierung des Prinzips der Barrierefreiheit im 
Rahmen der Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention wird im Kap. 10 05 eine neue TG geschaf-
fen und in den Haushaltsjahren 2015 und 2016 mit je-
weils 10.000,0 Tsd. Euro sowie Verpflichtungser-
mächtigungen von jeweils 20.000,0 Tsd. Euro ausge-
stattet. 

 

 

Begründung: 

Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige 
Lebensführung und die volle Teilhabe in allen Lebens-
bereichen zu ermöglichen, verpflichtet Art. 9 der UN-
Konvention über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderung die Vertragsstaaten zu geeigneten Maß-
nahmen, um Menschen mit Behinderungen den 
gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu 
Transportmitteln, Information und Kommunikation, 
einschließlich Informations- und Kommunikationstech-
nologien und -systemen, sowie zu anderen Einrich-
tungen und Diensten, die der Öffentlichkeit in städti-
schen und ländlichen Gebieten offenstehen, zu ge-
währleisten. Diese Maßnahmen, welche die Feststel-
lung und Beseitigung von Zugangshindernissen und  
-barrieren einschließen, gelten unter anderem für Ge-
bäude, Straßen, Transportmittel sowie andere Einrich-
tungen in Gebäuden und im Freien, einschließlich 
Schulen, Wohnhäusern, medizinischer Einrichtungen 
und Arbeitsstätten, Informations-, Kommunikations- 
und andere Dienste, einschließlich elektronischer 
Dienste und Notdienste. 

In seiner Regierungserklärung vom 12. November 
2013 kündigte Ministerpräsident Seehofer an, dass 
Bayern in zehn Jahren komplett barrierefrei sein wer-
de und zwar im gesamten öffentlichen Raum und im 
gesamten ÖPNV. Die im Haushaltsplan 2015/2016 für 
die Umsetzung des Prinzips der Barrierefreiheit ein-
gestellten Mittel entpuppen sich bei näherer Analyse 
u.E. als völlig unzureichend: 

─ Es bleibt unklar, ob die für den staatlichen Hoch-
bau (40 Mio.), für Bahnhöfe (20 Mio.), für Linien-
busse (60 Mio.) und für die Förderung von Schu-
len und Kindertageseinrichtungen (22 Mio.) vor-
gesehenen Mittel tatsächlich spezifisch der Förde-
rung von Barrierefreiheit zugutekommen. Es ist zu 
vermuten, dass hier die Staatsregierung Leistun-
gen als ihre eigenen ausgibt, die eigentlich durch 
die Empfänger der Investitionsmittel erbracht wer-
den. So werden Träger von Kindertageseinrich-
tungen bei einem Neubau diesen natürlich barrie-
refrei gestalten, was aber nicht wegen einer spe-
ziellen Förderung der Staatsregierung geschieht. 
Außerdem wären 20 Mio. Euro für die barrierefreie 
Umgestaltung von Bahnhöfen völlig unzureichend, 
wenn bis zum Jahr 2023 tatsächlich das Ziel der 
vollständigen Barrierefreiheit in Bayern erreicht 
werden soll. 

─ Die für zusätzliche Investitionen in die Barrierefrei-
heit von bestehenden staatlichen Gebäuden an-
geblich vorgesehenen Mittel von 54 Mio. Euro re-
duzieren sich bei genauerer Analyse der angege-
benen Einzeltitel auf wenig mehr als 10 Mio. Euro. 

Es verbleiben also nur rund 15 Mio. Euro, die tatsäch-
lich in den Haushaltsjahren 2015/2016 zusätzlich für 
die Realisierung des Prinzips der Barrierefreiheit in-
vestiert werden sollen. Dieser Betrag verdient nicht 
einmal die Bezeichnung „Tropfen auf den heißen 
Stein“ und muss dringend erhöht werden. 


